
 

 

Ergebnis:   Abstimmungsverhalten:  
    EINSTIMMIG  

 beschlossen  x MEHRHEITLICH  

 beschlossen mit Änderung   JA  

 abgelehnt   NEIN  

 zurückgezogen  1 ENTHALTUNGEN  

 
  federführend 

x überwiesen in den Ausschuss für Verkehr und öffentliche Ordnung  

 zusätzlich in den Ausschuss für  

 und in den Ausschuss für  
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Die BVV möge beschließen: 
 

Die BVV Pankow befürwortet grundsätzlich das Anliegen der Förderung der 

Elektromobilität.  

Die bisher bekannt gewordenen Vorstellungen zur Durchführung eines Eco-Mobility-

Festivals sind in Form und Ortswahl dafür jedoch nicht geeignet und müssen 

überarbeitet werden.  

Daher wird das Bezirksamt ersucht, dass die Durchführung des Eco-Mobility-Festivals 

nur nach einer frühzeitigen und umfassenden Information und Beteiligung der 

betroffenen Anwohnerinnen und Anwohner sowie der Durchführung einer Befragung der 

Quartiersbevölkerung über das Eco-Mobility-Festival erfolgt. Nur bei einer deutlichen 

Zustimmung von mindestens zwei Dritteln der Befragten kann das Eco-Mobility-Festival 

durchgeführt werden. Desweiteren dürfen dem Bezirk Pankow aus der Planung und 

Durchführung des Eco-Mobility-Festivals keine finanziellen Belastungen (wie z.B. 

Einnahmeausfälle) entstehen.  

 
 

 

Berlin, den 13.05.2014 

Einreicher:  Fraktion der SPD 
  BV Roland Schröder, BV Mike Szidat, BV Rona Tietje 
 
 
 
 

Begründung siehe Rückseite 



 

 

 

Drs. VII-0709 

 

Begründung: 

 

Am 06. Mai 2014 wurde das Projekt im Bezirksamt Pankow und im Ausschuss für 

Verkehr und öffentliche Ordnung der BVV Pankow vorgestellt. Dabei zeigte sich, dass 

das Anliegen der Initiatoren am geplanten Austragungsort und im BA noch nicht bekannt 

war. Dauer, Art und Weise der Durchführung sowie die damit verbundenen 

Einschränkungen in das tägliche Leben können nur dann den gewünschten positiven 

Effekt erzielen, wenn die Bürgerinnen und Bürger ein derartiges Konzept auch in großer 

Mehrheit mittragen.  

 

 

 

 


